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SPD steht zu 630-Mark-Regelung 

Die Sozialdemokraten sprachen sich auf der Ortsausschuss-

sitzung für die derzeitige 630-Mark-Regelung aus und 

erwarteten, dass die Regierung dem Druck der Unternehmer 

standhielte. Für die Papenburger SPD verhinderte die Neure-

gelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse den 

bisherigen Missbrauch und dämmte die Aushöhlung der 

finanziellen Grundlagen der Sozialversicherung ein. Auch eine 
Besserstellung in der Rentenversicherung wäre für die Mehr-

zahl der Beschäftigten mit dem neuen Gesetz verbunden. 

Peter Raske erinnerte an das Wahlversprechen vor der Bundes-

tagswahl, ungeschützte Arbeitsverhältnisse nicht mehr zu 

dulden. Der Sinn des 630-Mark-Gesetzes war, der zahlen-

mäßigen Explosion der geringfügig Beschäftigten ohne Sozial-

versicherungspflicht - zuletzt über 5 Millionen solcher Be-

schäftigungsverhältnisse - einen Riegel vorzuschieben.  

Es wurden die gezielten Falschinformationen in den Medien 

über das Gesetz verurteilt. Während die Medien voll von den 

Protesten gegen das 630-Mark-Gesetz waren, hätte sich noch 

keiner der vom Gesetz Betroffenen beschwert. 

Dies Gesetz war frauenfreundlich und nicht, wie die CDU 

behauptete, frauenfeindlich. Die Situation der Nebenjobber – 
vorwiegend Frauen – würde verbessert. Ihre Rentenansprüche 

erhöhten sich, ohne dass sie dazu eigene Beiträge leisten 

müssten. Ebenfalls zurückgewiesen wurde der Vorwurf, die 

neue Regelung sei teurer für Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 

Der Missbrauch der 630-Mark-Jobs wurde dafür teurer. Wer 

mehrere Nebenjobs gleichzeitig ausübte, musste jetzt wie ein 

normaler Arbeitnehmer Steuern und Abgaben zahlen. Für die 

Unternehmen waren die Beiträge, die sie als Arbeitgeber zur 

Renten- und Krankenversicherung zahlen mussten, nicht höher 

als die pauschalen Steuern, die sie vorher abführen mussten. 

Es gab auch Betriebe, die von Arbeitnehmern verlangten, 

einen Teil ihrer Arbeitszeit im 630-Mark-Job zu arbeiten. Mit 

der Neuregelung war dieser Missbrauch endlich vom Tisch. 

Durch die Neuregelung wurden auch Arbeitnehmer, die 

zusätzlich zu ihrer Haupttätigkeit einen Nebenjob ausübten, 

mit denjenigen gleichgestellt, die in ihrem Betrieb Über-

stunden machten und dafür Steuern und Sozialversicherungs-

beiträge zahlen mussten. 

Es war zu erwarten, dass in einigen Branchen wie z.B. bei den 

Gebäudereinigern das Gesetz zu einem Anstieg an Teilzeit- 

und Vollzeitarbeitsplätzen führte, da sich mehrere Nebenjobs 

nicht mehr lohnten. 

Unverständlich waren die Klagen von Vereinen, die ihr ehren-

amtliches Engagement immer besonders betonten, wenn es um 

Zuschüsse durch die Kommunen ging. Jetzt hatte man den Ein-

druck, dass die meisten Übungsleiter und viele Vorstandsmit-
glieder geringfügig Beschäftigte des Vereins waren. „Wenn 

ein Bankdirektor nicht mehr die Kasse einer Kirchengemeinde 

führen will, weil es sich als 630-Mark-Job nicht mehr lohne, 

dann scheint es mit dem Hochhalten des Ehrenamtes nicht weit 

her,“ so SPD-Fraktionsvorsitzender Roland Seemann. 
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Offener Kanal für Papenburg 

Nachdem im südlichen Emsland und in der Grafschaft 

Bentheim die „Ems-Vechte-Welle“ seit zwei Jahren bestand, 

sprach sich die SPD-Fraktion in Papenburg dafür aus, den 
Sendebetrieb auf das nördliche Emsland und Papenburg zu 

erweitern. Damit Papenburg seinem Ruf als Medienstadt 

gerecht würde, wollten die Sozialdemokraten ein Studio für 

den „Offenen Kanal“ in der Stadt. 

Offene Kanäle hießen lokale Radio- und Fernsehsender, deren 

Programm von Bürgerinnen und Bürgern der Region gestaltet 

wurde. Sie waren in Niedersachsen seit 1993 möglich. Das 

niedersächsische Modellprojekt als Grundlage für die Ems-

Vechte-Welle wurde von der Niedersächsischen Landes-
medienanstalt getragen, die auch den größten Teil der Finan-

zierung übernahm.  

Für die Region Emsland/Grafschaft Bentheim wurde ein 

Offener Kanal lizensiert. Träger vor Ort war der gemein-

nützige Verein Offener Kanal Emsland – Grafschaft Bentheim. 

Der Norden des Emslandes konnte bisher wegen fehlender 

freier Sendefrequenzen nicht an dem Programm beteiligt 

werden. Wie die SPDFraktion erfahren hatte, bestand die 
Möglichkeit, dass frei werdende Sendefrequenzen für den 

Raum Papenburg und das nördliche Emsland genutzt werden 

könnten. Deshalb sprach sie sich dafür aus, in Papenburg ein 

Studio für den Offenen Kanal einzurichten. 

Die Niedersächsische Landesmedienanstalt hatte in ersten 

Gesprächen ihre Bereitschaft für die Ausweitung des 

Sendebetriebs signalisiert. 

In einem mit professioneller Hörfunktechnik ausgestattetem 

Studio in Papenburg könnten Bürgerinnen und Bürger Sendun-

gen für sich oder ihren Verein produzieren und senden. Dabei 
würden hauptamtliche Mitarbeiter helfen und für die Koordi-

nation der Sendetermine sorgen. Die SPD versprach sich von 

der Ausweitung des Offenen Kanals für das nördliche Emsland 

und Papenburg, eine Bereicherung der lokalen Information 

über Ereignisse, Institutionen und Vereine vor Ort sowie eine 

Belebung der Meinungsvielfalt. 

Bei der Ems-Vechte-Welle hatten bereits zahlreiche Bürgerin-

nen und Bürger das Medium Radio für sich und ihren Verein 
erfolgreich entdeckt. Das Landvolk war ebenso vertreten wie 

jugendliche Fans lokaler Rockmusik. Es gab ein Senioren-

magazin und Plattdeutsches Radio. 

 

Fahrplan für Bürgermeisterkandidatur 

Auf einer Vorstandssitzung legte die SPD-Papenburg auf das 

weitere Vorgehen für die Suche nach einem geeigneten Bür-

germeisterkandidaten fest. Bis zum April 2000 wollten die 

Sozialdemokraten ihren Kandidaten oder ihre Kandidatin den 

Papenburgern präsentieren. 

Es bestünden große Chancen, bei der Bürgermeisterwahl im 

Jahre 2001, an die Ergebnisse der Landtagswahl und der 

Bundestagswahl anzuknüpfen. Bei diesen Wahlen wurde die 

SPD zum ersten Mal stärkste Partei in Papenburg. 

Deshalb wollte man einen eigenen Kandidaten präsentieren, 
wobei eine Kandidatin besonders wünschenswert wäre. Damit 

war auch die Diskussion vom Tisch, eventuell den jetzigen 

Bürgermeister Ulrich Nehe zu unterstützen. Zwar hatte sich die 

Zusammenarbeit mit ihm sehr gut entwickelt und die Sozial-

demokraten waren auch mit seiner Amtsführung zufrieden, 

aber man wollte eine Persönlichkeit mit sozialdemokratischer 

Grundeinstellung. 

Es wurden eine Reihe von Namen sowohl aus dem Ortsverein 

wie auch aus dem ostfriesischen Raum ins Spiel gebracht. Mit 
diesen sollten in nächster Zeit Gespräche geführt werden. Der 

Auswahlprozess sollte Ende des Jahres abgeschlossen sein, so 

dass spätestens bis zum April 2000 ein eigener Kandidat prä-

sentiert werden könnte. Anschließend würde der Ortsverein 

dann in zahlreichen Veranstaltungen für eine breite Bekannt-

heit und Zustimmung in der Bevölkerung sorgen. 

Die SPD wollte bei der Bürgermeisterwahl in Papenburg nicht 

auf die Zerrissenheit der CDU vertrauen, sondern den Wahl 

kampf auf die Persönlichkeit ihres Kandidaten oder ihrer 
Kandidatin aufbauen. 
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